
 

Sprachregelung Bleiberecht  
 

 

1. Bundesratsinitiative 

 

➢ Das Land bringt eine Bundesratsinitiative zur Änderung des § 60d 

AufenthG ein. Ziel dieser Bundesratsinitiative ist es, für Geflüchtete, 

deren Verfahren von der Hochphase des Flüchtlingszugangs be-

troffen waren, eine Anrechnungsmöglichkeit für Aufenthaltszeiten 

während des Asylverfahrens auf den notwendigen Duldungszeit-

raum zu schaffen.   

 
2. Härtefallkommission 

 

➢ Es wurde ein neuer Vorsitzender in die Härtefallkommission beim 

Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Würt-

temberg berufen. Zu gegebener Zeit erfolgt eine Überprüfung der 

Verfahrensregularien durch das Innenministerium unter Einbezie-

hung der Regierungsfraktionen.  

➢ Personen, die bis auf die Voraussetzung der Vorduldungszeiten 

alle Voraussetzungen der Beschäftigungsduldung erfüllen, und 

unter die geplante Bundesratsinitiative fallen, können sich an die 

Härtefallkommission wenden. Die Befassung der Härtefallkom-

mission hat zur Folge, dass gemäß § 5 der Härtefallkommissions-

verordnung aufenthaltsbeendende Maßnahmen regelmäßig zu-

rückzustellen sind. 

 

➢ Hiervon sind nur Anträge von Personen umfasst, die bis spätes-

tens 29. Februar 2016 ins Bundesgebiet eingereist sind und bei 

denen bis auf die Voraussetzung der Vorduldungszeiten alle Vo-

raussetzungen der Beschäftigungsduldung gemäß § 60d Auf-

enthG vorliegen. Diese werden sehr sorgfältig geprüft. Ihre Be-

schäftigungserlaubnis gilt weiterhin für die gesamte Dauer des 

Verfahrens, sofern die Personen ihren gesetzlichen Mitwirkungs-

pflichten bei der Identitätsklärung nach § 60 d AufenthG nachkom-

men.  

 

3. Priorisierung 

 

 Wenn begrenzte Kapazitäten zur Vollziehung der Abschiebung be-

stehen, beispielsweise bei Abschiebeflügen nach Gambia, werden 

zunächst diejenigen abgeschoben, die sich nicht in Arbeit befinden 

und nicht diejenigen, die vor dem 1. August 2018 eingereist sind, 

hier arbeiten, Steuern zahlen und damit im Sinne des § 60d Auf-

enthG gut integriert sind. Letzteres gilt daher in Sonderheit nicht für 

Straftäter und Gefährder und Dublin-Fälle (Personen, für die weiter 

das Überstellungsverfahren nach der Dublin III Verordnung gilt und 
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für die die Zuständigkeit nicht auf Deutschland übergegangen ist). 

Hierfür wird das Innenministerium auf das zuständige Regierungs-

präsidium Karlsruhe zugehen.   

 

4. Ermessensduldungen gem. § 60a Abs. 2 S.3 Aufenthaltsgesetz  

 

 Es bestehen unterschiedliche Rechtsauffassungen hinsichtlich der 

Zulässigkeit von Ermessensduldungen nach § 60a Abs.2 S.3 Auf-

enthG zum Zwecke einer Überbrückung noch fehlender Vorausset-

zungen des § 60d AufenthG. Einigkeit besteht aber dahingehend, 

dass diese unterschiedlichen Rechtsauffassungen der gefunde-

nen, einvernehmlichen Lösung nicht im Wege stehen sollen. 

 

 

5. Afghanistan 

 

➢ Eine Einigung über eine Aufhebung der landesseitigen Beschrän-

kung der Abschiebungen nach Afghanistan auf die bislang defi-

nierten drei Personengruppen (Straftäter, Gefährder, Identitäts-

verweigerer) kam nicht zustande. Die bisherige Abschiebepraxis 

wird beibehalten. BW schiebt nach wie vor nur Straftäter, Gefähr-

der und Identitätsverweigerer ab. 
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